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Rüstung: Der 
vfesten drängt 
*Uf Ergebnisse 
'toi« 
Aprj, !jjanz|er Helmut Kohl wird am 14./15. 
Wicr»tia  Elnladung von Präsident Reagan zu 
r*'**n A BesPrecnun9en nacn Washington 
"•n Ka d'e sowjetische Regierung hat 
Nur!klZ,er nach Moskau eingeladen. Im Mit- 

rWdidleser GesPracne werden die Genfer 
^•tu     9en der be'de" Großmächte über 
^diert9 und Rüstungsbegrenzung stehen, 
^•n v    amer|kanische Präsident einen 
Vh        sch,a9 vorgelegt hat. 
Sc^n ^ nn die Sowjetunion diesen Vorschlag inzwi- 

S-M, 
6a9anT1en' 2u der neuen 

er, • «'« oowjeiunion aiesen vorscniag irucwi- 
I wjrd

aUSchal abgelehnt hat, liegt er auf dem Tisch 
tjr^ die n°-ue Phase der Verhandlungen in Genf 

en- Zu der neuen Initiative von Präsident 
klärte der Bundeskanzler: 16 Bu 

\ prä ^
Sregierung begrüßt den neuen Vorschlag, 

if^Un m Reagan am 29. März in Genf zur Be- 
btet h Mittelstreckenraketen in Europa Unter- 
ih ,.         *•   DieSPr \/r\rer«hlan  ict   AiicHrurU-   Hoc  cteti- 9en ün"'^

1- uieser Vorschlag ist Ausdruck des steti- 
n'Sses 'J^nsiven Bemühens des westlichen Bünd- 
?IJSchÖDf Vernandlungsmöglichkeiten in Genf aus- 
6lr> konk Und zu einem möglichst frühen Zeitpunkt 
c^n.    retes ur>d ausgewogenes Ergebnis zu errei- 
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(Fortsetzung von Seite 1) 

Der Vorschlag ist aufs engste im Bündnis 
abgestimmt. In einem persönlichen Brief- 
wechsel zwischen Präsident Reagan und 
mir konnte die Bundesregierung auch an 
diesem Verhandlungsschritt wesentlich 
mitwirken. Diese Art der vertrauensvollen 
Konsultationen und ihr Ergebnis sind er- 
neute Beweise für die enge Abstimmung 
und reibungslose Zusammenarbeit des 
Bündnisses im Bereich der Sicherheitspo- 
litik. 

Der Vorschlag unterstreicht den ern- 
sten Willen des amerikanischen Präsi- 
denten, die Verhandlungen zu einem 
raschen und konkreten Erfolg zu füh- 
ren. Dies zeigt sich auch darin, daß 
der Vorschlag noch in der soeben 
beendeten Verhandlungsrunde unter- 
breitet wurde. 

Die Bundesregierung begrüßt daher auch, 
daß sich die sowjetische Verhandlungssei- 
te bereit erklärt hat, die nächste Verhand- 
lungsrunde gemäß der amerikanischen 
Anregung am 17. Mai aufzunehmen. 

Die Allianz hält weiterhin an dem wün- 
schenswerten Ziel der Null-Lösung, also 
der Beseitigung der gesamten Waffenka- 
tegorie der Mittelstreckenraketen auf bei- 
den Seiten fest. Im Interesse baldiger kon- 
kreter Verhandlungsergebnisse ist das 
Bündnis jedoch bereit, sich aktiv um ein 
Zwischenergebnis zu bemühen. 

Der Leiter der amerikanischen Verhand- 
lungsdelegation, Botschafter Nitze, ist 
jetzt in der Lage, alle Möglichkeiten zu er- 
kunden, die zu gleichen Begrenzungen für 
Gefechtsköpfe auf amerikanischen und 
sowjetischen Mittelstreckenflugkörpern 
führen. 

Der   amerikanische   Vorschlag   gibt 
Raum für Flexibilität auf beiden Seiten 

und liefert somit den Rahmen nn . 
initiative und dynamische ^et ,pt 
lungsführung in Genf. Ich apP* e, 
an die Sowjetunion, ihre featge» ^ 
ne Haltung aufzugeben und au 
flexible    Verhandlungsangebot 

USA einzugehen. 
pte< 

Der Sowjetunion kommt angesichts^ 
Überrüstung, vor allem im Bereich de ^. 
telstreckenraketen, eine besondere^, 
antwortung für die Sicherung des $ 
dens in Europa zu. Ich bedaure eS' ^ 
die sowjetische Regierung sich .. 
nicht zu der vom Westen vorgesc ^ 
nen Lösung der völligen Beseitig^9 e(lt. 
ser Waffensysteme auf beiden Seite 
schließen konnte. 

Der neue Vorschlag des amerikan' ^ 
Präsidenten gibt der Sowjetunion js 

Möglichkeit, zu einer Lösung auf der ^ 
von Gleichheit und Parität für bei de ^ 
handlungsseiten beizutragen. Das .. 
ehe Bündnis bleibt entschlossen, _0e ^u 
zungen auf möglichst niedrigem Niv 
erreichen. , 

Die Bundesregierung ist über 
daß es bei gutem Willen auf ° 
Seiten  möglich  sein  wird,  n°c 

in1 

*irV 
Laufe dieses Jahres zu einem •»-•   ^ 
ten   Verhandlungsergebnis  lü   5|Ch 
men. Die Bundesregierung w'r 

dafür auch weiterhin mit ganz6 

•einsetzen. rf 
hfiis5 

Im   Lichte   der  Verhandlungserge   ^ 

wird das Bündnis, gemäß dem &^V^ 
Schluß vom  12. Dezember 19?9- 
Nachrüstungsbedarf    überprüfen- 

ALJ ift 

r>ef' 
nach der Vereinbarung eines Zwisc ^ 
gebnisses tritt die Bundesregierung ^ 
ein, so lange weiterzuverhandeln, e|<» 

vollständige Abschaffung der ^ltte
(le er 

kenraketen als ganze Waffenkateg0 

reicht werden kann. 
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i^jfORMATION 

J6jßbuch1983 
'eidij ema|ige Bundesminister der Ver- 

übelt9' Hans Apel' hatte ,ür 1982 dle 

Cherheit 9 elnes Weißbuches zur Sl- 
*9t**Uf P0litlk angeordnet. Im Gegen- 
Üblicher en Welßbüchern*sollte kein 
ScHaftsh Sachstands- und Rechen- 
de rj ericnt verfaßt werden, sondern 
DieSe A

a/Stellung der Sicherheitspolitik. 
Hr Jjsicht hatte der Verteidigungsmi- 
^geteik damaligen Bundeskanzler 
5°n2enti Nur 2U dieser Absicht — 
ka^ler — hatte slch der Bundes- 
&i$ Se 

schriftlich geäußert. 

^v0n
PIernber 1982 war auf der Grundla- 

V ein 
eiträgen der Abteilungen der Ent- 

eilt Wo I* ersten Fassung zusammenge- 
ht hat' die keinerlei offiziellen Cha- 
tte Ki. e" Dieser erste Gesamtentwurf 

ein bis 
ern ot ^ Regierungswechsel weder 

u*n Mini
a?tssekretär noch dem amtieren- 

den  &' 9eschweige denn dem da- 
6 auchUndeskanzler vorgelegen. Es 

r~ nie^      ~~ bis auf wenige Bearbeiter 
Se no

n^ Kenntnis vom Inhalt, der im 
%\^   ch n|cht abgestimmt war. 

h"* heutjVÖmer hat diesen Entwurf bis 

Wertet A?° Tag weder gesehen noch 
glichen A Spekulationen über die an- 
tfi ÖlJnde _bsichten oder Äußerungen 

jjft 

Je Öu•. Ver°ffentlicht werden wird, hat 

Sem 2JSm'nisters der Verteidigung in 
JJ^f gegrjf!

arT1menhan9 sind frei aus der 
^iftk..   .     'en.    Oh    unrt    Mionn    oin    nonoc Ob und wann ein  neues 

'Und 
S Dert

Sre9'erung noch nicht entschie- 
ledi Bund esminister der Verteidigung fa. 
cciigliCh A 

ch 6n^e n Anweisung erteilt, eine um- 

D   heitspoarStellUng der deutschen Si_ 

vorzubereiten. 

lag d•
mber 1982 gefertigten Ent- 

fleben.  r 1982 von der NATO heraus- Jene 
etliche   Kräftevergleich zu- 

grunde. Dieser Kräftevergleich gilt unver- 
ändert auch für die neue Bundesregie- 
rung. Soweit der „Spiegel" Bewertungen 
zitiert, handelt es sich offensichtlich um 
die persönlichen Bewertungen eines Be- 
arbeiters. 

Mehr Einfühlungsvermögen 
gefordert 
Der CDU/CSU-Bundestagsabgeordnete 
und Verteidigungsexperte Willi Weiskirch 
hat die Forderung des neuen Generalin- 
spekteurs der Bundeswehr, Wolfgang Al- 
tenburg, nach einem stärkeren Einfüh- 
lungsvermögen der militärischen Vorge- 
setzten in die Lage und Vorstellungswelt 
der jungen Wehrpflichtigen begrüßt. In ei- 
nem Beitrag für die „Aachener Volkszei- 
tung" vertritt Weiskirch die Auffassung, es 
gelte nicht nur den nach wie vor beunruhi- 
genden Mangel an Unteroffizieren zu be- 
heben, man müsse auch das besondere 

Wichtiger Hinweis 
Antragsschluß für den 31. Bun- 
desparteitag, 25. bis 27. Mai 1983 
in Köln, ist der 26. April 1983, 
24.00 Uhr. 

Augenmerk auf die Qualität der militäri- 
schen Führer richten, die — so der Uni- 
onspolitiker — im Umgang mit den jungen 
Soldaten „Diskussionsbereitschaft und 
Phantasie" entwickeln sollten. Weiskirch 
beklagte, daß Elternhaus, Schule und Ju- 
gendgruppen es bislang kaum fertigge- 
bracht hätten, die Wehrpflichtigen auf ih- 
ren Dienst in den Streitkräften hin „vorzu- 
bereiten und zu motivieren". Um so wichti- 
ger sei es, daß sie in der Bundeswehr 
selbst auf verständnisvolle und ansprech- 
bereite Vorgesetzte stießen. Dies zu be- 
wirken, sei allerdings nicht nur die Aufga- 
be der Bundeswehr, sondern der ganzen 
Gesellschaft. 
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ARBEITSMARKT 

Mehr als nur Licht 
am Ende des Tunnels 
Endlich gibt es vom Arbeitsmarkt 
wieder eine gute Nachricht: Die Zahl 
der Arbeitslosen und der Kurzarbei- 
ter ist zurückgegangen, die Zahl der 
offenen Stellen gestiegen. Der Rück- 
gang der Arbeitslosigkeit im März 
1983 um fast 150000 auf jetzt 2,386 
Millionen ist der stärkste in einem 
März seit 1979. 

Die Entwicklung liegt auf der Linie der 
von der Bundesregierung vorausge- 

schätzten jahresdurchschnittlichen Ar- 
beitslosigkeit von 2,35 Millionen: eine gün- 
stigere Entwicklung scheint sogar mög- 
lich, erklärt der Parlamentarische Staats- 
sekretär im Bundesarbeitsministerium, 
Wolfgang Vogt. Die neuen Zahlen sind 
zwar wesentlich auf die saisonübliche Ar- 
beitsmarktbelebung zu Beginn des Früh- 
jahres zurückzuführen. Dennoch bedeu- 
ten sie mehr als nur Licht am Ende des 
Tunnels. Damit reiht sich auch die Arbeits- 
marktmeldung in die inzwischen länger 
gewordene Liste der positiven Wirt- 
schaftsnachrichten ein: Die Auftragsein- 
gänge in der Wirtschaft steigen, im Woh- 
nungsbau sogar sprunghaft; der Preisan- 
stieg geht von Monat zu Monat weiter zu- 
rück; die Zinsen sinken; in der Leistungs- 
bilanz gegenüber dem Ausland erzielt die 
deutsche Volkswirtschaft steigende Über- 
schüsse. 

Für eine arbeitsmarktpolitische Entwar- 
nung besteht jedoch kein Anlaß. Die jetzt 
registrierten Fortschritte bedeuten nicht, 
daß unsere konjunkturellen und struktu- 
rellen Probleme überwunden wären. Wei- 
terhin drängen zudem die geburtenstar- 
ken Jahrgänge auf den Arbeitsmarkt. Erst 

PntW'^ wenn die positive wirtschaftliche tn ^ 
lung längere Zeit andauert, wird sich luuy  lanycic <_eii anuaucii, »»"- . «US' 

auch nachhaltig auf den Arbeitsmar* ^ 
wirken. Deshalb ist es notwendig. de  $ 
geschlagenen Weg zur Verbesseruns   , 
wirtschaftlichen Entwicklung konse^ 
und dauerhaft weiterzuverfolgen-        ^ 

Die Investitionstätigkeit muß ve ^ 
werden. Dadurch dürfen jedoch ^. 
neuen Verteilungsungerechtigkeit^j ei- 
stehen. Die Bundesregierung wird -^ 
nen Gesetzentwurf zur stärkeren 5. 
gung der Arbeitnehmer am Invests 
gen der Wirtschaft vorlegen. 8|. 
Eine Rückkehr zur Vollbeschäftigt e(. 
lein von wirtschaftlichem Wachsturn gn. 
warten, ist nach Aussage aller $ 
schaftler und Wirtschaftsinstitute u 

stisch- ,,>*' 
— Deshalb müssen mehr Teilze'13 

platze angeboten werden. ^ 
— Deshalb wird die Bundesreg'e rung 

Rahmen schaffen, damit die Tarlfens 
eine flexiblere Gestaltung der Le 

beitszeit vereinbaren können. je$- 
— Deshalb behalten die von der 0"|j. 
regierung verstärkten Arbeitsma ^ 
nahmen Bedeutung. Besonders v0p 
beitsbeschaffungsmaßnahmen so' ^r- 
den potentiellen Trägern aufgeg»jj ( $ 
den, damit die bereitgestellten M|1 j0(i 
gig abfließen. (Siehe auch Dokurnen 
im grünen Teil dieser Ausgabe.) ( 

Miiiiiiiiiiiimiimiimmiiiiiiiii"""1" 

„Aussteiger" Matthöfer e^' 
Nach fast neunjähriger Tätigkeit » ^ 
desminister, die seine Gesundne po|jti- 
beeinträchtigt hat, läßt es der SP ^ 
ker Hans Matthöfer jetzt ruhiger a y

st^' 
Zwar wird er weiterhin sein Bun ^ 
mandat ausüben und seinen Fr ^3tt' 
Wahlkreis betreuen, doch leben W^ ^ 
höfer künftig überwiegend in seine 
auf der Kanaren-Insel Gran Cana 
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OSTERMÄRSCHE '83 

Aktionseinheiten von Sozialdemokraten 
^d kommunistischen Organisationen 
Jopk. ^"Fraktionsvorsitzende Hans- °Chft   %    '«•viiun5vur5iizenae nans- 
halte \     gel nat kürzliclrerklärt, er 
ge^ "ln bestimmten Fragen" eine 
N G n.?ame Opposition aus SPD 
dar Mjh nen gegen die Regierung 
t*rte l•    fur möglich. Der geschei- 
(% Kanzlerkandidat machte keine 
chen ^ Angaben darüber, in wel- 
Qrij^ ""^stimmten Fragen" es zu rot- 
deSL r Gemeinsamkeit gegen Bun- 
Werdeni,er He,mut Konl kommen 
Phat >'      .r man braucht kein Pro- 
die $piSe'n> um vorauszusagen, daß 
Uni JjD unter Hans^Jochen Vogel 
^e|d d6 ^runen vor allem auf dem 
\ kau   Außen" "nd Slcherheitspoli- 
1$r\ gj"! Schwierigkeiten haben wer- 
Mltt'  'Cn gegen die Regierung der 

.'^verbünden. 
r^ . 0r9eschmack  auf  rotgrüne  Ge- 

Cherhe?Samkeit in der Außen" und Si" 
ten wj _?Politik ist uns über Ostern gebo- 

^ den 
^°2iau     ^tionseinheiten zwischen  den 

E 

>nis 
mokraten  und  kommunistischen 

sche ?8
atl0nen anläßlich der Ostermär- 

^eißler stellt Generalsekretär Heiner 
% We 

est: Die Ostermärsche '83 stan- 
riJn9 na hhend im Zeichen der Forde- 
^rw einseit'9er Abrüstung. Viele 
tlJn9en fn nenmen an diesen Veranstal- 
test^ ut ' °^ne zu w'ssen- daß sie von 
Lelenkt reUen Kommunisten initiiert und 
he der ^erden- Jeder, der sich in die Rei- 
Wissen ?stermarschierer einreiht, sollte 
stüt daß er damit eine Politik Unter- st rt- uamu eine KOIIIIK unier- 
s'cherPr

le den Frieden in Mitteleuropa un- 
macht, er wird — ob er'es will 

oder nicht — zum Werkzeug sowjetischer 
Außenpolitik. 
Viele fragen sich — und diese Frage ist 
verständlich —, ob die Bereitschaft zur 
militärischen Verteidigung im atomaren 
Zeitalter noch gerechtfertigt werden kann, 
oder ob nicht der Verzicht auf Verteidi- 
gung mit der Waffe und der gewaltlose Wi- 
derstand geboten sei. Aber diese Men- 
schen müssen sich auch fragen, ob sie 
durch einseitige Übernahme sowjetischer 
Argumente nicht die geistige Auseinan- 
dersetzung mit den kommunistischen Dik- 
taturen bereits aufgegeben haben. Dies 
gilt insbesondere auch für die Sozialde- 
mokratische Partei, dessen Bundesge- 
schäftsführer Glotz die SPD-Mitglieder zur 
Teilnahme an den Ostermärschen aufge- 
fordert hat. Der offizielle Aufruf der SPD 
sowie Äußerungen der vergangenen Tage 
machen deutlich, daß die Sozialdemokra- 
ten den gemeinsamen sicherheitspoliti- 
schen Kurs verlassen haben und sich von 
der Politik der NATO abwenden. Die SPD 
nimmt dabei auch Aktionseinheiten von 
Sozialdemokraten mit kommunistischen 
Organisationen in Kauf. 
Das herausragende politische Ziel der 
Bundesrepublik Deutschland ist die Abrü- 
stung. Eine solche Abrüstung kann aber 
nur dann den Frieden sichern, wenn sie 
beiderseitig geschieht. Die neue Initiative 
des amerikanischen Präsidenten Reagan 
zeigt, daß Erfolge in der Abrüstungsfrage 
erzielbar sind, auch wenn es nicht in ei- 
nem großen Schritt die Null-Lösung ist, 
die von der Bundesregierung als Ziel an- 
gestrebt wird. 



UiD 14 • 14. April 1983 • Seite 6 

Die   geistigen  Voraussetzungen   unserer 
Sicherheitspolitik sind nur dann glaubhaft, 
wenn wir Friedenssicherung durch militäri- 
sche Abschreckung als einen zwar not- 
wendigen, nicht aber hinreichenden Be- 
standteil unserer Außen- und Sicherheits- 
politik begreifen. Der Weg zu einer ge- 
rechten, friedlicheren Welt ist lang und be- 
schwerlich, und die Versuchung, in Pazi- 
fismus oder in Aufrüstung zu flüchten, ist 
groß. Dies aber wären Fluchtwege, keine 
Auswege. Wer einseitiger Abrüstung das 
Wort redet, macht es sich zu leicht; er 
kann zwar für sich persönlich eine solche 
Entscheidung fällen, jedoch nicht für die 
Gemeinschaft, in der er lebt. Vielmehr ver- 
langt das christliche Gebot der Nächsten- 
liebe,   Menschenrechte   und   Menschen- 
würde des einzelnen zu achten, zu schüt- 
zen, zu verteidigen und unrechte Gewalt 
von ihm abzuwenden. Es verlangt nicht, 
ihre Verletzung wehrlos zu dulden. Einzel- 
ne mögen sich für ihre Person für Gewalt- 
verzicht entscheiden; die staatliche Ge- 
meinschaft aber hat in jedem Falle die 
Aufgabe, ihre Bürger vor Gewalt zu schüt- 
zen. Es ist, auch in unserer Zeit, sittlich 
nicht erlaubt, das eigene Volk der Diktatur 
und der Unfreiheit auszusetzen. 

Die ethisch und religiös begründete Ab- 
lehnung der Verteidigungspolitik des 
freien Westens beruht auf einem Mißver- 
ständnis der christlichen Botschaft, die 
zwar gebietet, anderes Leben zu schüt- 
zen, aber keine sittliche Rechtfertigung 
dafür gewährt, das eigene Leben im Ein- 
satz für den anderen zu schonen. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat sich 
in den fünfziger Jahren für die westliche 
Allianz entschieden, weil wir die gleichen 
Ansichten über Menschenrechte, Demo- 
kratie und Freiheit haben. Und es sind in 
erster Linie diese Werte, durch die sich 
die kommunistischen Diktaturen bedroht 
sehen. Um den Frieden zu erhalten, müs- 

$r 
sen wir unsere freiheitliche Ordnung ^ 
ehern. Denn sie ist zugleich Hoffnung 
die, die heute noch in der Welt in un 

heit leben. 
d«"1 

Es geht nicht darum, der Sowjetunion^ 
Willen zum Frieden abzusprechen,. 
sie will zur Zeit höchstwahrscheinlich 
nen Krieg. Sie versucht etwas an . ^it 
Sie will ihre politischen Ziele, die sies, 
demokratischen Idealen nicht verein   ^ 
lassen, ohne Krieg durchsetzen, un 
hat dies auch getan, wo immer dies 
lieh war. Gewaltfreier Widerstand. °e  ^\ 
strative  Bereitschaft zur Schwäch*   8. 
dies nirgendwo verhindert; sie als Al    ^ 
tiven   zu   unserer   Sicherheitspol'1'    ts 

empfehlen, erscheint zynisch an^Suani- 
der Leiden der Menschen etwa in A'0 
stan oder in Polen. ,6„ 
Es sind letztlich nicht die Waffen, d'e ,,. 
Frieden bedrohen, sondern es ist de ^ 
tische Wille, der dahintersteckt. DlJs

deut- 
auch an einem anderen Sachverhalt ^ 
lieh: Noch nie hat eine Macht inre

Dienst 
schaff und ihre Bürger so in den t, 
der Rüstung gezwungen, wie die => ^ 
union dies seit Jahren, ja Jahrzehnten 

Aber für große Teile der Friedens!^ 
gung existiert die Sowjetunion e|jjjr 
nicht — nicht die SS 20, die sie Woc J^ 
Woche stationiert, nicht ihre nachte j,t 
expansive Politik in Afrika und Asien* <j|i' 
ihr aggressives Verständnis von « ^ 
eher Koexistenz", nicht ihr totalitärer ^ 
schaftsapparat, der gegen jede Kr»' • jfTr 

türlich auch der Friedensbewegung v0r 
mun ist. Viele verschließen die AUS® ^\ 
dieser Wirklichkeit, weil es sich so r gc 
leben läßt. Aber Flucht vor der un.,jche 
nehmen Realität ist keine verantwo 
Politik. . ^n 
Ostermärsche  unter diesem Vorz    ^g. 
sind kein Beitrag zum Frieden. Sl   jnd 
chen vielmehr den Frieden unsicher   ^ßf1 

gefährden die Abrüstungsverhand 
in Genf. 
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WAFFENEXPORT 

^scheidend bleibt die Sicherung 
aes Friedens und der Verteidigung 
p°rt u*1 Ricntlinien fur den Waffenex- 
^rka? der Fra9en eines*möglichen 
Arabj 

,s von Leopard II an Saudi- 
M6rt'

en 9ab Staatsminister Alois 
view JLdem Südwestfunk ein Inter- 
B6deJJegen der grundsätzlichen 
,0|9enw   9 dieses Komplexes nach- 

a nd der Wortlaut des Interviews: 

l6 ir> ein?U-,und csu wollen. so heißt es neu- 
nft ein 2eitungsmeldung, in nächster Zu- 

RUh9$ey« neue Konzeption über den Rü- 
tr|twürf , 0rt entwickeln. Wann ist mit einem 
Me«      U rechnen? 

C Die f 
'982 neue politische Grundsätze 

"li ^a." Die frühere Bundesregierung hat 

Expc 
sie H_  üstur)gsgütem beschlossen, die 

Q 
stigen ^.xP°rt von Kriegswaffen und son- 

dann 
Tiai 'ge auch veröffentlicht hat. Die da- 
d'6 CDhfrlamentarische °PPosition' als0 

Naht ^' hat die neuen Grundsätze 
den Q'Weil s'e sich im wesentlichen mit 
vor, u Jjncjsätzen decken, die ein Jahr zu- 
V°n d 2War nach eingehender Debatte. 
beSch|er CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
v0r a||e

SSen Worden waren. Es ging dabei 
Weltw n D<ngen um die Forderung nach 
eXport6

6r Beschränkung des Rüstungs- 
^n v ®- dann um die Erhaltung der eige- 
nen fl/^'digungsfähigkeit und, im Rah- 
nen ver

r
h^

rbeitsteilung der NATO zu eige- 
^stunQ ' um restriktive deutsche 
^eisg «Exportpolitik, aber auch um die 
Spar>nün    des Be9riffes „kein Export in 
Praktisch9S9ebiete"' Weil die ganze Welt ia 

^ ist n 2Um  Spannungsgebiet  gewor- 
Scr>on "   ann haben wir aber auch damals 
dUrch ^esa9t- die Bundesregierung muß 

ne Entscheidung im Einzelfall die 

politische Kontrolle über den deutschen 
Rüstungsexport behalten, und zwar ge- 
mäß den vitalen Interessen der Bundesre- 
publik Deutschland an einer weltweiten Si- 
cherung des Friedens, aber auch der Frei- 
heit unserer Verteidigungsfähigkeit und 
unserer wirtschaftlichen Lebensgrundla- 
gen. Dem entsprechen die geltenden poli- 
tischen Grundsätze der Bundesregierung. 

Frage: So daß Sie also keine Möglichkeit oder 
keine Notwendigkeit sehen, die Exportrichtli- 
nien zu ändern? 

Mertes: Fragen dieser Art müssen immer 
wieder beraten werden. Ich halte es 
durchaus für möglich, daß auch die Bun- 
desregierung im Lichte der inzwischen 
eingetretenen Entwicklungen diese 
Grundsätze überprüft. Das hat sie ja bei- 
spielsweise auch getan in der Frage Of- 
fenlegung oder nicht der eventuell zu sta- 
tionierenden Mittelstreckenwaffen. Sie ist 
bei der Neuüberprüfung zu dem alten Er- 
gebnis gekommen, das auch schon die 
Regierung Schmidt beschlossen hatte: 
keine Offenlegung. Und ich halte es für 
eher wahrscheinlich, daß die praktisch im 
Konsens mit uns beschlossenen Richtli- 
nien für den Rüstungsexport nicht verän- 
dert werden. Die einzigen, die damals die- 
se Richtlinien kritisiert hatten, waren star- 
ke linke Kräfte in der SPD und auch Teile 
der Friedensbewegung, während die da- 
malige parlamentarische Opposition in 
dieser Frage den Konsens mit den Be- 
schlüssen der Bundesregierung betonte. 

Frage: Nun hat Ihr Parteifreund, der Abgeord- 
nete Werner Marx, in der vergangenen Woche 
erklärt, der Handlungsspielraum der Bundes- 
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regierung beim Waffenexport müßte vergrö- 
ßert werden. Teilen Sie denn diese Meinung? 

Mertes: Wissen Sie, es liegt an der Viel- 
schichtigkeit des Themas Rüstungsexport 
und auch an der breiten Repräsentativität 
der Union als Volkspartei, daß von Zeit zu 
Zeit von einzelnen Unionspolitikern legiti- 
merweise immer wieder Forderungen ent- 
weder nach Verschärfungen oder nach 
Lockerung, je nach Gesichtspunkt der 
jetzt geltenden Grundsätze, erhoben wer- 
den. Und insofern halte ich auch die Über- 
legungen meines Freundes Werner Marx 
für eine Sache, die überdacht werden 
muß. Es gibt ja auch andere Stimmen, die 
sagen, wir müssen wieder viel restriktiver 
werden. Mein persönlicher Eindruck ist, 
daß der Handlungsspielraum der Bundes- 
regierung, der ja durch Gesetze begrenzt 
ist und durch diese politischen Grundsät- 
ze begrenzt wird, daß dieser Spielraum für 
unsere politischen Notwendigkeiten ge- 
nügt. 

Frage: Bundeskanzler Helmut Kohl will ja 
noch in diesem Jahr nach Saudi-Arabien rei- 
sen. Könnte es sein, daß die Saudis danach 
deutsche Panzer vom Typ Leopard II erhal- 
ten? 

Mertes: Der Bundeskanzler hat als Oppo- 
sitionsführer in dieser Frage immer eine 
ausgewogene Stellung bezogen. Er hat 
immer gesagt, daß die Sicherung der Golf- 
region ein gesamtwestliches Interesse ist, 
also auch im Interesse Israels liegt. Und er 
hat gefordert, daß der Westen eine ge- 
meinsame Strategie zur Sicherung dieses 
Gebietes braucht. Während die CDU/CSU 
gegen eine rein bilaterale Absprache auf 
diesem Gebiet mit Saudi-Arabien war, hat 
sie immer gesagt, wenn es zu einer westli- 
chen Gesamtkonzeption zur Sicherung 
der Golfregion kommt, dann muß aller- 
dings auch Deutschland daran beteiligt 
werden können. Es ist klar, daß wir in un- 
serer Solidarität mit Israel nichts tun wer- 
den, was die wahren Interessen Israels 
schädigen könnte, aber auf der anderen 

Seite geht es natürlich nicht, daß a" ^ 
zusagen beteiligt werden können an 

porten in diesen Raum, während die 
desrepublik Deutschland wegen der ^ 
brechen des Nationalsozialismus hie 
vornherein   ausgeschlossen   wäre- 
kurz gesagt: keine nationalen Allein9Qünd- 
sondern Absprache im westlichen o 
nis, Rücksichtnahme auf Israel, aber 
Wahrung unserer spezifischen deuts 
Interessen  im  Gesamtverband des 
stens. 

Frage: Wenn ich noch einmal auf dl« J ^ 
nien zu sprechen kommen darf und •" h0- 
was Sie mit Überdenken vorhin 0#nJlL-r*1' 
ben, könnte es denn sein, daß »rbelr"n 6»6 

politische Rollen mit dazu geführt bab~,j|'|? 
man die Exportrichtlinien überdenken w 

Mertes: Die wirtschaftlichen Frage» j. 
ben in diesem Zusammenhang nierna ^ 
ne auch nur irgendwie entscheidende^ ^ 

le gespielt, sondern es waren irnrTie
denS' 

die Fragen der Sicherung des Frie ^ 
die Fragen der Verteidigung. Daß *' na- 
türlich auch eine Funktion haben, da n 

ben wir ja schon bei dem Bau von $c ^ 
usw. gesehen, das ist ganz klar, at>e ^ 
hat niemals den Ausschlag 9e9ebe°be(\. 
wird auch niemals den Ausschlag Qe 

  iiimiimiiiiiiiiiiiiiiii 

Über 5000 neue Mitglieder 
Die CDU hat im März 1983 7649 neue ^ 
glieder aufgenommen. Nach AbzU^aChs 

Abgänge bleibt ein bereinigter Zu jcp 
von 5021 Mitgliedern. Im Januar hatte ^ 
die Zahl der CDU-Mitglieder um 9* $\ 
im Februar um 2823 erhöht. InsQ ^ 
hat die CDU jetzt 727682 Mitgliedern 
ben den Wahlerfolgen im Bund und i . 
Ländern, die im März erzielt werden ^ 
ten, ist der kräftige Mitgliederzuwacn r 

überzeugender Beweis für das Ven ,,, 
in die Politik der Christlich Demo 
sehen Union Deutschlands. 
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OPPOSITION 

^omwaffenfreie 
^en-: Verstoß gegen 
*s Grundgesetz 

ti 1*n 
Vr,e^nJUen Aktionen der SPD und der 
^•n ' mmunen zu atomwaffenfreien 
*0,*»r vU

Tl
erk,ären' ste,,t CDU-Sprecher 

^*'ald Sennausen 'es*: Immer mehr 
Pr°Pa0

emokraten sind bere,t. um billiger 
\t*£nda*ffekte willen, gegen die im 
S iuteU ffest9ele9te Gewaltentei- 
N|fZ Ver«toBen. Gemeinden, Städte 
S>Ptt nenmen auf Drängen der SPD 
%r d 

nzen In Anspruch, die ihnen die 
v°wV Grundgesetzes wohlüberlegt 
.     ,n«iten hahAn 
% W0h| 
GrUndq 

es 'm Artikel 73 Absatz 1 des 
,öersu

Setzes unmißverständlich heißt: 
?&tw „d hat die ausschließliche Gesetz- 
S*S uber die auswärtigen Angelegen- 

h des cle die Verteidigung einschließ- 
Uriö der A       t2es der Zivi|bevölkerL 
Niete..     kel 31 »He Zweifel mit der ei K    '9en Ä.weiiei rnii uer ein- 
geht L Formulierung „Bundesrecht 

6 SpD "Jdesrecht" ausräumt, macht sich 
%r stav|nd natürlich auch die Grünen) 
N ^re

ark- einzelne Gemeinden, Städte 
?lJsri<u_Se 2U -atomwaffenfreien Zonen" 

aß 
aren. 

es 
?6lrier Q^hierbei nicht um Vorstöße ein- 

Sollte PD-partei 
um   eine 

,      Orj-        ""W  illt.ril   Ulli   VUI 

S  *2TD
p Politiker,   sondern 

e Urid _ 
arteivorstand   gebilligte,   ge- 

, geht 
2entral vorbereitete Aktion han- 

t^' hervaUS der Schrift „Parteiarbeit der 
a ter»be 

Dort heißt es: „Sozialdemo- 
krat, ihr

aptra9en im stadt- bzw. Gemein- 
er atom emeinde" bzw- Stadtgebiet zu 
!%eram affenfreien Zone zu erklären 
0|9t eine h

ra9 siehe Anlage)." Danach 
Dls ins einzelne gehende Hand- 

lungsanweisung für die örtlichen Mandats- 
träger der SPD. 
Ärgerlich ist weniger die Tatsache, daß die 
SPD im Gegensatz zu der von ihr als Re- 
gierungspartei verfolgten Außen- und Si- 
cherheitspolitik jetzt für die einseitigen 
Vorleistungen des Westens eintritt und 
damit willfährig die Forderung der Sowjet- 
union erfüllt, sondern der bewußte Ver- 
stoß gegen das Grundgesetz. 
Wer die Aufteilung der Zuständigkeiten 
zwischen den drei Ebenen unseres Bun- 
desstaates in Frage stellt, untergräbt ei- 
nen wichtigen Pfeiler unseres Gemeinwe- 
sens. Der verständliche Drang nach pro- 
pagandistischen Erfolgserlebnissen sollte 
seine Grenzen in den Bestimmungen des 
Grundgesetzes finden. 

Wortlaut des 
Karlsruher Urteils 
Wir verweisen in diesem Zusammenhang 
auf einen Artikel in der UiD, Nr. 7, in wel- 
chem eine Entscheidung des Bundesver- 
fassungsgerichtes aus dem Jahr 1958 zi- 
tiert wird, deren Wortlaut wir nachfolgend 
wiederholen: 
„Die Gemeinde ist als hoheitlich handeln- 
de Gebietskörperschaft, soweit ihr nicht 
Auftragsangelegenheiten vom Staat zuge- 
wiesen worden sind, von Rechts wegen 
darauf beschränkt, sich mit Angelegenhei- 
ten des örtlichen Wirkungskreises zu be- 
fassen. Angelegenheiten des örtlichen 
Wirkungskreises sind nur solche Aufga- 
ben, die in der örtlichen Gemeinschaft 
wurzeln oder auf die örtliche Gemein- 
schaft einen spezifischen Bezug haben 
und von dieser örtlichen Gemeinschaft ei- 
genverantwortlich und selbständig bewäl- 
tigt werden können. Die Gemeinde über- 
schreitet die ihr gesetzten rechtlichen 
Schranken, wenn sie zu allgemeinen, 
überörtlichen, vielleicht hochpolitischen 
Fragen Resolutionen faßt oder für oder 
gegen eine Politik Stellung nimmt, die sie 
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nicht als einzelne Gemeinde besonders 
trifft, sondern der Allgemeinheit — ihr nur 
so wie allen Gemeinden — eine Last auf- 
bürdet oder sie allgemeinen Gefahren 
aussetzt." (Entscheidung des Bundesver- 
fassungsgerichts, 8. Band, 1959, S. 122 f.) 

Scharfe Kritik aus der 
IG Chemie an der SPD 
Der Vorsitzende der IG Chemie, der SPD- 
Abgeordnete Hermann Rappe, hat scharfe 
Kritik an Mitgliedern des SPD-Parteivor- 
standes geübt. Er warf ihnen vor, den 
Kurs einer „linken Protestpartei" anzu- 
steuern. Rappe sagte auf einer Konferenz 
der SPD-Arbeitsgemeinschaft für Arbeit- 
nehmerfragen, daß ein derartiger Kurs den 
Gewerkschaften nicht gleichgültig sein 
könne. „Eine linke Protestpartei muß die 
Arbeitnehmer verunsichern und bringt kei- 
ne Stimmen." Die Partei müsse auf dem 
Kurs einer Volkspartei auf dem Boden des 
Godesberger Programms bleiben, vor al- 
len Dingen eine glaubwürdige Kompetenz 
in der Finanz-, Wirtschafts- und Sozialpoli- 
tik behalten. 

Kronawitter tritt 
gegen Kiesl an 
Die Münchner SPD tritt bei den Kommu- 
nalwahlen 1984 mit dem ehemaligen Ober- 
bürgermeister Kronawitter als Spitzenkan- 
didat gegen Oberbürgermeister Kiesl 
(CSU) an. Der 54jährige Kronawitter wur- 
de vom Parteitag der Münchner Sozialde- 
mokraten bei zwei Gegenkandidaten be- 
reits im ersten Wahlgang mit 123 von 239 
Stimmen nominiert. Vor der letzten Kom- 
munalwahl 1978 war der damalige OB Kro- 
nawitter — auf dem Höhepunkt der jahre- 
langen SPD-internen Kontroversen — 
nicht mehr aufgestellt worden. Der OB- 
Sessel fiel dann erstmals nach 30jähriger 
ununterbrochener SPD-Vorherrschaft in 
München an die CSU. 

CDU respektiert die 
Entscheidung von 
Walther Leisler Kiep 
Zu der Entscheidung von Walther 
ler Kiep, aus der Hamburger B|j' gf 

schaff  auszuscheiden,   erklärt "    t. 
Geißler: Die CDU respektiert die 
Scheidung  von  Walther Leisler      . 
aus der unmittelbaren Hamburger 

KieP 
tik auszuscheiden. Walther Leisler ^ 
hat unter großem persönlichen c ^ 
zweimal die Spitzenkandidatur r 

CDU in Hamburg, einer Stadt mit 
starken SPD-Tradition, übernom ^ 
Er hat im Dienst dieser Aufgab ^ 
Bundestagsmandat und das Am ^ 
stellvertretenden Vorsitzenden 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion m^|gfl 

gelegt, um für die Bürgerschafts j(< 

1982 ungeteilt der Hamburger f 

zur Verfügung zu stehen. Er ha ^ 
schwierigen Verhältnissen für di .. 
hervorragende Wahlergebnisse, ^ 
ter einmal die relative Mehrhei. ^ 
beste Ergebnis, das die CDU ^i- 
Hamburg erreichte, erzielt. Das r 

ergebnis vom 6. Juni 1982 war da ^ 
hinaus ein wichtiger Schritt J6. 

Wende in Bonn im Herbst. ^ein -^ 
rer hätte bessere Ergebnisse e 

können. llh(>r 

Die CDU  Deutschland  dankt v 
Leisler Kiep für seine überzeug ^ 

Arbeit für die Politik der Christi'0 nje 

mokratischen Union in Hamburg^ 
CDU begrüßt es, daß Walther L ^ 
Kiep Mitglied des Präsidiums der

ndes- 
bleibt und auf dem nächsten 0U ^ 
Parteitag wieder für das Amt de ^ 
desschatzmeisters - und so ^, 
das Parteipräsidium - kandidiere 
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GEMEINDEN 

!f?alitions< u   --.v^.iövereinbarung fördert das 
7achstum, konsolidiert die Haushalte 
So 
Jer Cfj^unalpolitische Vereinigung 
kit aU,U0S

nd CSU hat der öffentlich" 
^Poiit- Januar 1983 ein kommu- 
?e 10 w°hes AktJonsprogramm für 
?UhiuJ7an,Periode des Deutschen 
b*n dtef|f9es vor9estellt. Ebenso ha- 
^e ir*.». Kornmunalen Snitzenverbän- 

Snd|Se,lun9en für kommunal- 

i^ y "^nimunalen Spitzenverbän 
SVor *eld der Bundestagswahl 
^hdii w  lun9©n für kommunal- 
rN6 d'Cne Politik in der 10. Wahlpe- 
Netra Deutschen Bundestages 

ra9en. 

k""^°alit mi* den Ergebnissen der 
Nliti0n'^Vereinbarungen zeigt: Die 
>9 f(jr 

aer Mitte nimmt ihre Verantwor- 
J^uriai Sorgen und Anliegen der 
J"rfl beSa Selbstverwaltung ernst. Dies 
^tlich- s in folgenden 9 Punkten 
'•uje  ' 

Jitte|fristihrutWeise zu vollz'ehende und 
JerUng v

9 k°nzipierte Haushaltskonsoli- 
Leriistei°

n
c
Bund. Ländern und Gemein- 

deten MPunkt der Koalitionsverein- 
ä6n Jahren i Ch den Absprachen sollen in 
*n rd 3 ,\984 bis 1986 bei den Gemein- 

*   9en Ku Mrd- DM über Ausgabenkür- 

v Wie seh eSpart werden- 
kr*1 °ktok°n in der Regierungserklärung 
i^igt d

D
(
er 1982, wird jetzt erneut be- 

Gi en'deID verschiebebahnhof der 
hidden Undes auf die Länder und 
n?i?n die r attfinden solL Hierdurch er- 
talSrrje Gerneinden die Gewähr, daß 
J.k|ich 2lT

9ene Konsolidierungserfolge 
eigenen Haushaltssanierung 

nicht wie zu Zeiten der 
durch 

zerstört 

UsJefuhrt 
CfsSSh Bundesregjerung 

«rder,   Hebungen vom Bund 

3. Trotz der schrittweisen Ausgabenkür- 
zungen will der Bund gegenüber der jetzi- 
gen Finanzplanung zusätzliche Investitio- 
nen von rd. 1 bis 1,5 Mrd. DM vorsehen. 
Dies ist ein wichtiger Schritt für die Bele- 
bung der Investitionstätigkeit der Gemein- 
den, da die Kürzung der Investitionszuwei- 
sungen des Bundes zum Rückgang der 
kommunalen Investitionen beigetragen 
haben. 
4. Der Bund hat seine Absicht bekräftigt, 
die mehrfach geäußerte Bereitschaft der 
kommunalen Spitzenverbände, eigene 
Vorschläge der Gemeinden zu Ausgaben- 
kürzungen zu erarbeiten, positiv aufzu- 
nehmen. Das gilt insbesondere für die Ko- 
stenbegrenzung in der Sozialhilfe. Da- 
durch wird den Gemeinden die Möglich- 
keit eröffnet, eigene Vorschläge zur Stär- 
kung der Eigenverantwortung und Vergrö- 
ßerung des Handlungsspielraums der 
kommunalen Selbstverwaltung positiv in 
die Bundespolitik einzubringen. 
5. Durch die Konzentration der Entla- 
stung der gewerblichen Wirtschaft bei der 
Vermögenssteuer ist keine Schwächung 
der Gewerbesteuer zu befürchten. Die 
Gewerbesteuer bleibt deshalb eine tra- 
gende Säule des gemeindlichen Steuersy- 
stems. Die Behauptungen der SPD im 
Bundestagswahlkampf, die Gewerbesteu- 
er sei zum Abschuß freigegeben, fallen in 
sich zusammen. 
6. Der Bund hat erneut den Grundsatz 
bekräftigt, daß bei Änderungen des 
Steuerrechts überproportionale Steuer- 
ausfälle der Gemeinden vom Bund auszu- 
gleichen sind. Unter der SPD-geführten 
Bundesregierung haben mehrfach Steuer- 
rechtsänderungen zu einer Verringerung 
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des Anteils der Gemeinden am Steuerauf- 
kommen geführt. Hierdurch sind die Vor- 
teile der Gemeindefinanzreform von 1969 
stark beschädigt worden. 

7. Die steigenden Aufwendungen der So- 
zialhilfe durch die Kosten der altersbe- 
dingten Pflege — vor allem der stationä- 
ren Heimpflege — haben sich zu einer 
schweren Belastung der Finanzausstat- 
tung der Gemeinden entwickelt. In den 
Koalitionsvereinbarungen ist eine Neure- 
gelung der Finanzierung der Kosten der 
Riegefälle angekündigt worden. Dabei soll 
der Grundsatz gelten: Ambulante Versor- 
gung hat Vorrang vor stationärer Versor- 
gung, personale Dienste haben Vorrang 
vor kollektiver Leistung. 

8. In der Verkehrspolitik sollen die Mittel 
des Bundesfemstraßenbaus bevorzugt 
auf Gebiete mit Nachholbedarf, auf Struk- 
turschwache und periphere Räume und 
Ortsumgehungen konzentriert werden. 
Hierdurch wird die Verkehrsanbindung der 
Gemeinden im ländlichen Raum verbes- 
sert. Der Bau von Ortsumgehungen er- 
leichtert und unterstützt die Maßnahmen 
zur Verkehrsberuhigung. 

9. Eine konsequente Ausländerpolitik, die 
die Integration derer fördert, die auf Dauer 
bei uns leben wollen, und die Rückkehr- 
bereitschaft der übrigen durch finanzielle 
Unterstützung der einzelnen sowie durch 
Fördermaßnahmen der Herkunftsländer 
stärkt, liegt auch im Interesse der Ge- 
meinden und vor allem der größeren Städ- 
te, in denen die große Mehrzahl der aus- 
ländischen Arbeitnehmer und ihrer Ange- 
hörigen wohnt. 

Diese Punkte zeigen, daß die Sorgen und 
Anliegen der kommunalen Selbstverwal- 
tung zu einem wichtigen Bestandteil der 
Koalitionsvereinbarung geworden sind. Im 
Unterschied zu früheren Bundesregierun- 
gen nimmt die von der Union geführte 
Bundesregierung ihre Mitverantwortung 
für die Lage der Städte, Gemeinden und 
Kreise ernst. 

KONRAD-ADENAUER: 
STIFTUNG: 

Engagiert 
in der Dritten We|T 

Die Konrad-Adenauer-Stlftung jj1 n 

Sankt Augustin hat im vergang* ^ 
Jahr 113,6 Mill. DM ausgegeb*!\ 
Stiftung, die sich wie die ande»-^/, 
parteinahen Stiftungen zu üb er    ,st 
aus öffentlichen Mitteln «nan*1* ; 
außer in der politischen Bild^nfl^ 
arbeit auch mit 145 Projekten in. 
Ländern der Dritten Welt engafl 

Das Bildungswerk der Konraa-^^ 
er-Stiftung mit seinen Auß*"^ 

und der Heimvolkshochschule ^$ 
hat 1300 Veranstaltungen mit übe er 
Teilnehmern durchgeführt. Die Au ^ i 
des Bildungswerkes beliefen sicn ^ 
Mill. DM. Mit den 14,5 Mill. DM & $ 
tuts für Begabtenförderung wurd 5cfle 
882 deutsche Studenten, 323 d

ü(|-n' 
Graduierte und 336 ausländische 
ten und Graduierte gefördert. n„. 
Die Ausgaben für die Politische Al* $ 
der Stiftung beliefen sich auf 1.* ^ 
für das Archiv für Christliche °e l0$W 
sehe Politik auf 2,8 Mill. DM. °e^^ \ 
für Kommunalwissenschaften ^..-nen"1 

Mill. DM, dem Sozialwissenschan» ^jt 61 

stitut 5,2 Mill. DM zur Verfügung- ^ 
Mill. DM entfiel der weitaus 9rößt® |eS0"' 
sten auf das Institut für Internation .^r 
darität der Stiftung. Ende 1982 ar # 
71 H«..*^«^« c««t.i...*« oic Vertn»1   jfjr 71 deutsche Fachleute als V6^'«^' 
Stiftung und als Projektberater m 
lungsländem. Gefördert wurdeni 
men in den sozialen, gesellsc 
kulturellen und wirtschaftlichen 
der Entwicklung, nicht jedoch m -$ 

nischen, medizinischen oder na 
schaftlichen Bereichen. 
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BUNDESTAG 

11 zehn von zwanzig Ausschüssen 
JJollt die Union den Vorsitzenden 
Sch|0^ndesta9 hat am 30. März be- 
*de Ji     ' 'n der 10. Legislaturperi- 
6i^?er 20 ständi9e Ausschüsse 
tragt ,.

2en- D«e Mitgliederzahl be- 
destan      nen 13 und 37-lm 9- Bun_ 

Ab9eo *ar die Höchststärke auf 33 
r6cht 2  nete begrenzt. Das Zutritts- 
lem v^JJ1 Auswärtigen Ausschuß, 
Ausj^^digungsausschuß, dem 
Hui,fl "uß für innerdeutsche Bezie- 
«chjß j 

s°wie für den Innenaus- 
r*n RI J? Angelegenheiten der in mne- 
chen 2j.erneR wird auf die ordentli- 
ch blil g,,eder und deren nament- 

*.chränktnnten stel,vertreter be_ 

VJdJe
r d|e Verteilung der Vorsitze haben 

r?r nachf a.rlamentarischen Geschäftsfüh- 
^ach r 9ende Vereinbarung getroffen. 

SchüSse 
allt der Vorsitz von zehn Aus- 

v°n ac.n an die CDU/CSU-Fraktion und 
JN ^ ^Schüssen an die SPD. FDP 

sschi,n * nen" erhalten jeweils einen 
Jli-Vorsitz. k ein2c 

•3 ii^e|nen verbleibt der Vorsitz im mit 
sch ®m unverändert starken Aus- Süed 

ff'lr u "',YCI a' • 
r^aftsarH anlPrufung, Immunität und Ge- 
H >u..dnun9 bei der SPD. In den 
**j ise 

2Wß' i-"** "Cl UCI orL-'- '" utä" um Je~ !| Mitglieder auf 29 beziehungs- « 6 35 .. »,lcuer «ui <£» Dezienungs- 
!6n für p ^Qüeder erhöhten Ausschüs- 
> h Weit Ü'onen und Auswärtiges wird 
:6riden l:

erhln die CDU/CSU den Vorsit- 

?r verstieien- Um sechs auf 33 Mit9lie- 
h r *Uch ?•• Wurde der Innenausschuß, 

ab6n u.i-.^'g einen SPD-Vorsitzenden rt       " Wirrt   r\        v""c"  «ru-vui 
(V* 13 Mit' i       SP°rtausschuß lunver 
^Su.    Nieder) verbleibt bei der CDU/ 

des 2U/kCSU mußte die SPD den Vor" Ucn künftig 27 Mitglieder umfas- 

senden Rechtsausschusses abgeben. 
Den Vorsitz des um zwei auf 33 Mitglieder 
verstärkten Finanzausschusses wird wie 
in den vergangenen Wahlperioden die 
FDP halten. Die SPD behält den Vorsitz 
des Haushaltsausschusses, der um vier 
auf 37 Mitglieder erhöht wurde. Bei der 
CDU/CSU verblieb der Vorsitz des Wirt- 
schaftsausschusses (33, bisher 31 Mit- 
glieder), bei der SPD der Ausschuß für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten (un- 
verändert 27 Mitglieder) sowie der Aus- 
schuß für Arbeit und Sozialordnung (35, 
bisher 33 Mitglieder) bei der CDU/CSU 
der Verteidigungsausschuß (unverändert 
27 Mitglieder). 
Um sechs auf 19 Mitglieder verkleinert 
wurde der Ausschuß für Jugend, Familie 
und Gesundheit, in dem auch künftig die 
CDU/CSU den Vorsitz einnehmen wird. 
Keine Veränderungen gab es im Verkehrs- 
ausschuß (27 Mitglieder; Vorsitz CDU/ 
CSU), dem Ausschuß für das Post- und 
Fernmeldewesen (13 Mitglieder; Vorsitz 
SPD) sowie beim Ausschuß für Raumord- 
nung, Bauwesen und Städtebau (27 Mit- 
glieder; Vorsitz CDU/CSU). 
Die FDP mußte den Vorsitz des Aus- 
schusses für innerdeutsche Beziehungen 
(weiterhin 25 Mitglieder) an die CDU/CSU 
abgeben. Der Ausschuß für Forschung 
und Technologie (unverändert 25 Mitglie- 
der) wird künftig einen Vorsitzenden aus 
der Fraktion „Die Grünen" anstelle eines 
CDU/CSU-Vorsitzenden haben. Um sechs 
auf 19 Mitglieder verringert wurde auch 
der Ausschuß für Bildung und Wissen- 
schaft, der aber ebenso wie der Ausschuß 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit (un- 
verändert 25 Mitglieder) bei der SPD ver- 
bleibt. 
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CDU OLDENBURG 

^erhard Glup das zehnte Mal 
B
Urfi Landesvorsitzenden gewählt 

tNenGe9enstimmen und 9 Enthal" 
K$ G,Wurde Landesmini$ter Ger- 
dfir OlrtP auf dem Landesparteitag 
1983 !* ®nburger CDU am 9. April 
\J* De'menhorst mit 240 von 260 
Vor J*zum 2ehn*en Mal zum Lan- 
|n Sej

rs,«enden gewählt. 
Jder 

l[)em Rechenschaftsbericht konnte 
& 0|9e !,ndesvorsitzende auf großartige 

richts?r 0ldenburger CDU bei den im 
Xai. - eitraum stattgefundenen Kom- 
iervveis 

Lar,dtags- und Bundestagswahlen 
, n9 ^ 5

n
7 

Aucn  die   Mitgliederentwick- 
*teri2w      neue CDU-Mit9lieder •" den ei Jahren — war äußerst positiv. >^5   j —"on — wai   auuciäi puaillV. 

?°n$t w- 'edocn kein Ausruhen geben, 
Jh." ^ a^e der Rückschlag unvermeid- 
ihit9lieder Worten forderte Glup die 
So AnstSeines Lar,desverbandes auf, in 
, CDLJT en9ungen nicht nachzulassen. 
h hen Qe St6llt in 46 der 57 o'denburgi- 
i • Öümmeinden den Oberbürgermeister 
a Öund

9ermeister und ist im Land sowie 
D tet in I? der Verantw°rtung. Das be- 
ulen   pr Mutigen Zeit Mut zu unpo- 

st0rte^ iStnKtScheidun9en- Nach GluPs 

ai dnis «• vielen Bürgern mehr Ver- 
d ^anch D parmaßnahmen vorhanden 
v6run9 urfn tiker vermuten. Zur Verhin- 
u^hu\ü! 2Um Abbau weherer Staats- 
vRicher A 'St eine Durchforstung öf- 
. achtbar |gaben auf allen Ebenen un- 

ärde 

Es könne auf die Dauer nicht 
werden   als  erwirtschaftet 

U'6ineUsl>l?rfit2ende wandte sich ge- 
D 

rÜcht*'2.02la,e Hangematte" für Bürger, 
VQ    h sich    Leistung bereit seien, und 

n Staatlich aUCh Qegen den Mißbrauch 
nen Vergünstigungen aus. Als 

oberste Priorität nannte der Landesvorsit- 
zende die Beseitigung der Arbeitslosig- 
keit. Erste Erfolge seien nach Bildung der 
Regierung Kohl sichtbar. 
Auf die anderen Parteien eingehend 
meinte Glup, die FDP habe sich zwar 
reichlich spät vom linken Ballast befreit, 
ist jedoch wieder ein akzeptabler Koali- 
tionspartner für uns geworden. Das Ver- 
halten der Grünen kritisierte Glup, weil sie 
im Landtag unnötig die Arbeit erschwer- 
ten und strapazierten, und die SPD sei in 
allen wichtigen Lebensfragen des deut- 
schen Volkes in sich gespalten. 
Zu stellvertretenden Landesvorsitzenden' 
wählte der Parteitag MdB Erich Maaß, Wil- 
helmshaven; Landrat Clemens-August 
Krapp, MdL, Vechta.und Manfred Hüniken, 
MdL, Ammerland. Zuvor hatten die Ober- 
bürgermeister Otto Jenzok, Delmenhorst, 
und Hans Janssen, Wilhelmshaven, nach 
jahrzehntelanger Mitarbeit im Landesvor- 
stand auf eine Wiederwahl verzichtet. Neu 
in den Landesvorstand wurden auch die 
Kreisvorsitzenden Walter Löwe, Delmen- 
horst, und Karlheinz Baker, Friesland, ge- 
wählt. Außerdem hatte der Landespartei- 
tag die Delegierten für den Bundespartei- 
tag und Bundesausschuß zu wählen. 

In 21 Sachanträgen an den Landespartei- 
tag befaßten sich die Delegierten u. a. mit 
den Themen „Ungleichbehandlung von 
Ausländern und Deutschen im Versiche- 
rungswesen", „Arbeits- und Ausbildungs- 
plätze", „Renten", „Mitbestimmung", So- 
zialpolitik, Kultur- und Hochschulpolitik 
sowie Umweltschutz und Wehrgerechtig- 
keit. In einem Dringlichkeitsantrag spra- 
chen sich die Delegierten für die Durch- 
führung der Volkszählung aus. 



UiD 14 • 14. April 1983 • Seite 16 

UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 24 49 
5300 BONN 1 
POSTVERTRIEBSSTÜCK 
Z 8398 C 
GEBÜHR BEZAHLT 

ZITAT 

Börners Fiasko 
Gespräche, zu denen der hessische Minister- 
präsident Börner derzeit in Wiesbaden einlädt, 
dürften von niemandem stärker als quälende 
Akte empfunden werden als von ihm selbst. 
Der Politiker, der einst als sozialdemokratische 
Symbolfigur für Solidität und Stabilität gelten 
konnte, gleicht einem in den Sumpf geratenen 
Wanderer, der zwar noch die Beine bewegen 
kann, mit seinen Bewegungen aber immer tiefer 
in die Weglosigkeit hineingerät. Da gab es eine 
Serie von Überlegungen und Behelfen, mit de- 
nen der geschäftsführende Ministerpräsident 
und seine Rumpfregierung Zeit gewinnen woll- 
ten. Tatsächlich haben sie damit Zeit verloren. 
Da gab es Illusionen, die sich in das Gewand 
der Pflicht („nicht vor der Bundestagswahl") 
oder in das Gewand des Opportunismus („den 
günstigen Zeitpunkt für das Rückschwingen 
des Pendels nach der Bundestagswahl abwar- 
ten") hüllten. Am Ende wurde so viel Taktik 
auch in den eigenen Reihen immer skeptischer 
beurteilt. 
Blenden wir zurück: Im Sommer 1982 stand die 

s ^ 
SPD in Bonn auf dem Tiefpunkt ihre ^ 
hens; die hessischen Landtagswahlen        ^ 
für die CDU und Alfred Dregger fast sc ^\ 
wonnen. Nur Börner schien nicht in d       sejp. 
des Niedergangs seiner Partei 9erate ^j & 
Dann inszenierte Bundeskanzler Sen    0tf 
nen Sturz als Verratskomplott und t>e   ^i- 
damit aufs nachhaltigste die nessiso      -^ 

er z** tagswahl.   Damit   verhinderte 
CDU-Sieg, erreichte aber nicht den S,gfc0^ 
ners und der SPD. Immerhin: Der Bffl'   c^' 
schien gebrochen, die Stimmung umZ ^$e\W 
ken. Aber dann verlegte sich Börner 
terweise aufs Lavieren. ,t„ ^ 

Ausgerechnet Börners SPD verhandelt Husgerecnnei  uorners  üru   v*"—  pr(0u 

den Grünen - trotz der Hamburger c    ^ 
gen und obwohl der Konfliktstoff z^sC   ^/j/f 
nen und SPD in Hessen arößer war »     MI fiel® 
wärts. Doch die Grünen gaben sic^derS^ 
was das Hin und Her verlängerte ^^n I- 

am Ende den Vorwurf eintrug, am Sen • 
Gespräche schuld zu sein. Hinzu f>. 
schroffe Zurückweisung von Angev0 psfl, 
manns auf eine provisorisch gemein -^ 
menarbeit mit der CDU. Nun verrnaLu^

leJl 
mehr einen Sinn im Verzögern von rj ^g ßr 
zu erkennen. Börner und die hessis'   .$$ 
haben den wahltaktischen Bogen deu 
spannt. 
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